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. Artikel 1 . ፡ 
| Bm Gefühle des innigſten Dankes gegen den Allexhöchſten 
fur die bis hierher genoſſenen Segnungen und unſerer Abhän⸗ 
gigkeit pon ihm, in deren fernerem Genuſſe, beſchließen und 
begründen wir, die Bewohner des Territoriums 
Jowa, eine freie und unabhängige Regierung unter dem 
Namen „des Staates Jowa“, deſſen Grenzen folgender 
Weiſe beſtimmt find: 

Auf einem Punkte in der Mitte des Hauptflußbettes des 
Miſſiſſippi, genau öftlich von der Hauptmindung des Desmoines⸗ 
Fluſſes anfangend, erſtreckt fidh die Grenlinie durch die Mitte 

s Hauptbettes des Desmoines⸗Fluſſes arfwärts bis zu einem 
Punkte, auf welchem die nördliche Grenzinie des Miſſouri⸗ 
Staates, — durch die am 12. Juni 1820 argenommene Con⸗ 
ſtitution dieſes Staates beſtimmt — dieſe Line ſchneidet; von 
da weſtwärts längſt beſagter nördlicher Grenzline des Miſſouri⸗ 


„ 


Staates bis dahin, wo dieſelbe die Mitte des Hauptfluß bene 
des Miſſouri⸗Fluſſes trifft; von da durch die Mitte der Haug 
as ſtrömung des Miſſouri⸗Fluſſes binauf bis zu dem Punkte da 
gerade der Mitte der Hauptmündung des großen Siour⸗Flu z 
gegenüber liegt, wie Nicollets Karte ausweiſt; von da, "a 
dieſer Karte, durch die Mitte des Hauptbettes des großen Ging 
Fluſſes hinauf, bis diefe Grenzlinie vom Paralellen des drei ዝዝ 
vierzigſten Grades und dreißig Minuten nördlicher Breuß 
durchſchnitten wird; von da längſt diefes Paralellen oſtwäm 
bis ſte die Mitte des Hauptarmes des Miſſiſſippi⸗Fluſſes errei f 
und ſchließlich von da durch die Mitte der Hauptſtrömung wi 
Miſſiſſippi bis zu ihrem Anfangspunkte hinunter. ር 


* Artikel 2. 
Rechts brief. 


Alle Menſchen ſind von Natur frei und umabhäng: 
and 1 unveräußerliche Rechte. Zu dieſen gehen 
nebſt andern die: Leben und Freiheit zu genießen und zu ww 

.. ,4፡.66005፡ zu erwerben, zu befigen und zu [ባጣ 
umd nach Ruhe und lneeligteit zu trachten ane fep: 
erringen. 

2. Alle pelitiſche Gewalt wohnt im Volke. Die * 
rung iſt zum Schutz, zur Sicherheit und zum Wohle des Bee? 
eingefetzt, und dieſes hot zu jeden Zeiten das Recht ſolche a 
ändern oder 1 wenn die ባድ ስክ 


. 


bes Darf Erne eine Religion qu begründen, er umge 

die freic Aus nba derſelben zu verhindern; eben fo fol ይይ - 
nie irzend Jemald gepvungen werden einer „ 

Verſammiung lnwehnen, weder Zehnten, Taren oder 

Abgaben zum Bau oder der Reparatur von kirchlichen 

den, oder zm Uinierbalt tines einzelnen Gtiſtlichen 506 

Geiſtlichkei zu entrichten. 
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erforderlich fein, um Jemanden zu einem Amte oder einer öffent⸗ 
lichen Verwaltung fähig zu machen; eben ſo wenig darf irgend 
Jemand, in Folge ſeiner religiöſen Anſichten, ſeiner Rechte, 
Privilegien und Fähigkeiten beraubt, oder an der Ausübung 
feiner öffentlichen und privaten Pflichten verhindert werden, 
oder unfähig ſein vor irgend einem Gerichte, nach dem Geſetze 
ober nach der Billigkeit, Zeugniß abzulegen. | 
5. Jeder Bürger dieſes Staates, der von nun an fidh ‘ 
direkt oder indirekt als Theilnehmer in einem Zweikampfe i 
(Duell) verſchuldet, oder demſelben Vorſchub leitet, ift für 
immer unfähig erklärt unter der Conſtitution und den Geſetzen : 
a Staates irgend ein Amt zu bekleiden. 
Alle Geſetze allgemeiner Art, ſollen überall die gleiche i 
Wirkung baben. 
; 7. Ein Jeder kann feine Gedanken über alle Gegenſtände 
ausſprechen, niederſchreiben und bekannt machen, iſt aber für 
den Mißbrauch dieſes Rechtes verantwortlich. Es ſoll nie ein 
Geſetz erlaſſen werden, um die Freiheit der Rede und der Preſſe 
zu beſchränken oder zu verkürzen. In allen gerichtlichen Bes 
langungen wegen Schmähſchriften ſoll der Sachverhalt dem 
; Gerichte als Beweis vorgelegt werdeu, und wenn es dieſem 
J ſcheint, daß der als ehrenrührig dargeſtellte Punkt wahr ift und 
„ Weiſe und zu ſich rechtfertigenden Zwecken ver⸗ 


a 5 er 5 — 
| 4. Es ſoll keine beſondere religiüſe Anſicht oder Bekenntnig .] 


uͤffentlicht wurde, fo fol die belangte Partei freigeſprochen 

werden. - 
8. Das Recht eines Jeden, in feiner Perſon, ſeinen 
ያ Häuſern, Papieren und Effekten gegen unbillige Beſchlag⸗ 
„nahme und Durchſuchung fider zu fein, darf nicht verletzt 
werden; es dürfen nur bei walrſcheinlicher Urſache, 
welche durch Eid oder Zeugniß (Affirmation) erhärtet wird, 
Vollmachten ertheilt werden, welche beſonders den zu durch⸗ 
ſuchenden Ort und die Papiere und Sachen beſchreiben, die in 
Beſchlag genommen werden ſollen. 

9. Das Recht zu gerichtlicher Unterſuchung durch ie ur 
Geſchwornen⸗Gericht ſoll unangetajtet bleiben, Die Generals 
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Verſammlung kann jedoch in untergeordneten Gerichts ze 
Geſchwornen⸗Gerichte von weniger als zwölf Diitgfirderh 8 
"Unterfi g bevollmächtigen. ን 646.» 
10. ge allen Krimmalklagen ከጠ der Angeklagte 48.2 
Recht zu einer raſchen Unterſuchung vor einem unpartenſan 2 
Geſchwornen⸗Gerichte; er ſoll von der gegen ihn erhoben 
Klage in Keuntuiß geſetzt und die Zengen gegen ihn folen 88 . 
vorgeſtellt werden; er hat das Recht die Zeugen zu 
Gunſten zum Auftreten zu zwingen und die Hilfe eines W 
waltes zu verlangen. - .- "ቁ. 
11. Niemard fol für ein Kriminalvergehen zur Vaud 
wortung gezogen werden, es fet denn auf [ርሑ Ann 
einer Grand⸗Jury, ausgenommen in denjenigen Fällen, d ur 
Gerichtsbarkeit des Friedensrichters unterwerfen find, oder & 
fih in der Armee, dem Seedienſte, oder in der Bürgermt 
im wirklichen Dieng, in Zeiten des Krieges oder allgemein 
12. Niemand ſoll nach erfolgter Freiſprechung für ፳፪ 
nämliche Vergeben wieder belangt werden ፡ Jeder kann ver 
Ueberfüprung bei genügender Sicherbeit Bürgſchaft fellen, aul 
genommen bei peinlichen Verbrechen, wo der Beweis te 
vorliegt oder augenſcheinlich iſt. = Br Fu 
13. Die Habeas corpus Akte) fol nicht aufgehoben wey; 
den, außer wenn in Fällen einer Rebellion oder Invaſion ዝጽ : 
öffentliche Sicherheit es erfordert. ' 
14. Die Militärgewalt iſt der bürgerlichen untergesrium 
Während Friedenszeiten fol keine ſtehende Armee von dieſen 
Staate unterbalten werden; und in Kriegszeiten ſoll dein 
Geldbewilligung für eine ſtehende Armee auf länger als pus 
Jabre gemacht werden. g 


ያ 


ሃን Habeas Corpus Akte, ein Geſetz. vermöge ከርር፤ feber Bing 
welcher terhaftet i, binnen vierundzwanzig Stunden nerhart werden 
mug und, wenn Ihm fein Ruuptverbrechen (Mord x.) Schuld grachet 
werden tann, dus Rect hat. nuch Verlauf jener Zeit, feine Loslaßam 
gegen Shilang von Bürgſchaſt zu ferdern. 


ነ 
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15. Kein Soldat ſoll in Friedenszeiten in irgend ein 
Haus, gegen die Einw nigung deffen Befigers, einquartirt wer 
den, und auch in Kriegszeiten nur nach der im Geſetze vorge⸗ 
ſchriebenen Weiſe. 

16. Hochverrath gegen den Staat foll nur darin beſtehen, 
፪ daß Einer Krieg gegen denſelben erhebt, zu defen Feinden 
5 halt, oder ihnen Hilfe und Unterſtützung zukommen läßt. — 
Niemand ſol jedoch des Hochverraths überführt werden, anders 
als auf das Zeugniß von zwei Zeugen, welche die offene That⸗ 
$ fache betätigen, oder in Fällen eines Geſtändniſſes vor offener 
1 Gerichtsſitzung. 

፣ 17. Es dürfen feine übermäßigen Bürgſchaften verlangt, 
feine übermäßigen Geldbußen auferlegt und keine grauſamen 
und ungewöhnlichen Strafen vollzogen werden. 

18. Privateigenthum ſoll nur gegen gerechte Vergütung 
zu allgemeinen Zwecken verwendet werden. 

19. Niemand ſoll, den Fall von Betrug ausgenommen. 
wegen Schulden verhaftet werden, weder in der Vorunterſuchung 
noch nach dem Entſcheide eines Eivilprozeſſes; und fo ſoll auch 
in Friedenszeiten Niemand wegen einer Milizbuße eingeſperrt 
werden. 

' 20. Das Volk hat das Recht, ſich ungehindert zu vers 
5 Tammeln, über das allgemeine Wohl zu berathen ; feine Anſich⸗ 
ሪ ten feinen Repräſeutanten voczulegen und um Abſchaffung von 
Beſchwerden zu petitionnren. 

- 21. Kein außer Geſetz erklärendes (bill of attainder), ruͤck⸗ 
wirkendes oder ſolches Geſetz, das eingegangene Verbindlichkeiten 
+ von Verträgen beeinträchtigt, darf je erlaſſen werden. 

22. Fremde, welche jetzt oder (pater fih in dieſem Staate 
aufbalten, ſollen in Bezug auf Beſitz, Genuß und Uebertragung 
ıbrer Güter an Andere, mit dem eingeboruen Bürger gleiche 
Rechte theilen. 1 

23. Weder Sklaverei noch unfrehsillige Dienſtleiſtung, anders 
denn als Strafe für Verbrechen, ſoll je in dieſem Staate gedul⸗ 
det werden. Aue $ 

24, Dieſe Zuſammenſtellung von Rechten ſoll nicht fo 
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ausgelegt 1 daß andere Rechte ጩ Beſttze des Volkes zy k. 


durch beeinträchtigt vder vernichtet würden. 24 y 
Artikel . 

S t im Mi recht. ' | 

1. Jeder weiße Bürger der. Vereinigten Staaten, im 


ig oder mehr Jahren, der unmittelbar vor der MM 
ſich ein halbes Jahr in dieſem Staate und we Tage inde | 


demſelben . 

3. Kein Wähler fell am 899 መን werder | 
en zu thun, ausgenommen in Zeiten des Kriegs 

und allgemeiner Gefahr. 

4. Keiner der im Milttärdienſte, Schiffs⸗ oder Secdienk 
der Vereinigten Staaten ſteht, ſoll deßwegen, weil er ቦቋ ሄ 
einer Garniſon, Kaſerne oder einem zum Schiffsdienſte gehörten 
Orte innerhalb dieſes Staates aufhält, als deſſen Ca 
betrachtet werden. 

5. Kein Blödſinulger, Wahnſtuniger oder folder, de 
eines e Verbrechens überwieſen tft, ኮ፪ als Wähler 


fein. 
6, Ale Wahlen vom Volke geſchehen durch ena 
Artikel 2. £ 
Vertheilung der Gewalten. 


4 


Die Gewalten der Regierung von Sowa የ0868 unter beri 
getrennte ችው getheilt werden: Die Geſetzgebende, 


— 
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Vollzie hende und Richterliche, und Keiner, der 
mit der Ausübung einer Gewalt beauftragt iſt, die einer von 
dieſen drei Behörden recht eigentlich zukommt, ſoll eine ſolche 


| üben, die de von den andern zweien zuſteht, ausge⸗ 
nommen 1 len, ee beſonders angeordnet 
oder erlaubt ſind. . ne | 


> Gefesgebender Körper. 
1. Die geſetzgebende Gewalt dieſes Staates if einem 


Senate und einem Repräſentantenhauſe thers 


tragen, welche gemeinſchaftlich mit dem Namen, „Generals 


— 


Verſammlung“ des Staates Jowa bezeichnet werden, 


und ihre Geſetze ſollen mit folgender Formel anfangen: „Es 


fei von der General⸗Verſammlung von Sowa 
verordnet x” 

2. Die Sitzungen der General⸗Verſammlung find je zwei⸗ 
jährlich und fangen den erſten Montag im Dezember nach der 
Erwählung ihrer Mitglieder au, wenn nicht der Gouverneur 
des Staates die General⸗Verſammlung in der Zwiſchenzeit ee 


eine Proklamation einberuft. 


3. Die Mitglieder des Repräſentantenhauſes ይ je 
das zweite Jahr am erſten Montag im Auguſt durch die ſtimm⸗ 
berechtigten Wähler ihrer reſpektinen Diſtrikte erwählt; und 
ihre Amtsdauer währt vom Wahltage an zwei Jahre. 

4. Keiner kann ein Mitglied des Repräſentantenhauſes 
werden, der nicht fein einundzwanzigſtes Lebensjahr zurückgelegt 
hat, der nicht ein freier weißer Bürger der Vereinigten Staaten 
iſt, und ſich unmittelbar vor der Wahl wenigſtens ein Jahr 
lang in dieſem Staate, zur Zeit der Wahl dreißig Tage in dem 
County oder Diſtrikt aufgehalten hat, welche er zu repräſentiren 
berufen wird. 

5. Die Senatoren werden auf vier Jahre am gleichen 
Orte und zu gleicher Zeit mit den Repräſentanten erwählt; fie 


ſollen fünfundzwanzig Jahre alt ſein, in Bezug auf Wohnort 


und Buͤrgerthum ſollon fie übrigens allen Beſtimmungen unters 
liegen, die von einem Repräſentanten gefordert werden. 


eM — 
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6. Die Anzahl der Senatoren ſoll nicht weniger alg ein 


Drüttibeil und nicht mehr als die Hälfte der Repräſentantef 
betragen. Bei der erſten Sitzung der ÖenernleBerfammtung, 
nachdem di itution in Kraft tritt, follen die Senatoren 
durchs Loos ſo gleich als möglich in zwei Klaſſen vertheilt 


werden. Die Sitze der erſten Klaſſe ſollen nach Ablauf pon 8 
zwei Jahren erledigt werden, ſo daß nachher alle zwei Jahre 


eine Hälfte ernannt wird. „ 

7. Wird die Anzahl der Senatoren vermehrt, ſo ſollen 
dieſe durch das Loos der einen von den zwei Klaffen zugetheilt 
werden/ um die Anzahl fo viel als möglich gleich zu erhalten. 

8. Jedes Haus wählt feine eigenen Beamten, urtheilt 
uber die Fähigkeit, Wahl und Wahlberichte feiner Mitglieder. 
ር ſtreitige Wahl fol nach Anleitung der Geſetze emſchieden 

= ve ae oy 


9. Eine Majorität in jedem Haufe bildet ein Quorum 
(oder die erforderliche Anzahl) um Geſchäfte zu verrichten; aber 
eine kleinere Anzahl kaun ſich von Tag zu Tag vertagen und 
die Auweſenheit abweſender Mitglieder durch. ſolche Strafen 
Si Mittel erzwingen, wie jedes Haus zu beſtimmen für gut 

10. Jedes Sanus fist nach feiner eigenen Vertagung, 
kalt ein Protokoll über feine Verhandlungen und vexröffent⸗ 
licht daſſelbe; jedes beſtimmt die Regeln des Geſchäftsganges 
fur fid, beſtraft Mitglieder für orduungswidriges Verhalten, 
ſtößt nöthizenfalls rin Mitglied mit der Zuſtimmung von zwei 
Driettheſler aus, doch nicht ein zweites Mal: für das nämliche 
Vergeben, und fol überhaupt alle Befuguiffe beſſzen, die einem 
Zweige einer Generul⸗Verſammlung eines freien und unabhäu⸗ 
gigen Stastes nöthig find. ` ኒ 

11. Jedes Mitglied der General⸗Verſammlung hat bie 
Freiheit, in feiner Meinung von einem Geſetze oder Beſchluſſe 
a ichen oder dagegen zu proteſtiren, wenn es folde dem 
Wohle Alter oder eines Einzelnen für nachtheilig hällt, und 
kann die Gründe feiner Abweichung protokolltren lafen. Beim 
Entſcheid irgend einer Frage folen, anf Verlangen zweier ges 


* 
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genwärtiger Mitglieder, die „Ja“ und „Nein“ von jedem 
Mitgliede zu Protokoll gebracht werden. 

12. Die Senatoren und Repräfentauten find in allen Fäl⸗ 
len, Hochverrath, peinliches Verbrechen und Friedensbruch aus⸗ 
genommen, von Verhaftungen frei, ſowohl während der Sitzung 
der General⸗Verſammlung, als auch auf dem Wege dahin oder 
davon weg. 

13. Werden im einen oder andern Hauſe Stellen erledigt, 
ſo ſoll der Gonverneur oder deſſen Stellvertreter Wahlen aus⸗ 
ſchreiben um dieſe Erledigungen wieder zu beſetzen. 

14. Die Thüren beider Häuſer flen offen fein, außer in 
Fällen, die nach der Anſicht des Hauſes Geheimhaltung erfordern. 

15. Weder das eine noch das andere Haus darf ſich ohne 
Zuſtimmung des andern auf länger als drei Tage vertagen, oder 
an einem andern Orte, als den, wo es ſitzt, perſammelnn. 

16. Bills können im einen oder andern Hanfe ihren Urs 
ſprung haben — nur Bills für Staateeinkünfte ſollen immer vom 
Repräſentantenhauſe ausgehen — und können vom andern ers 
gänzt, verändert oder verworfen werden; und jede in beiden 
Häuſern genehmigte Bill ſoll vom Sprecher und Präſidenten der 
reſpektiven Häuſer unterzeichnet werden. 

17. Jede Bill, nachdem fie in beiden Häuſern der Generals - 
Verſammlung angenommen, muß, bevor ſie Geſetz wird, dem 
Gouverneur vorgelegt werden. — Genehmigtzer fie, fo- foll er 
dieſelbe unterzeichnen; im entgegengeſetzten Falle ſoll er fie 
ſammt feinen Einwendungen dagegen demjenigen Haufe zurüds 
ſenden, in welchem ſie zuerſt eingebracht wurde; dieſes nimmt 
ſolche in's Protokoll auf und zieht fie wieder in Erwagung. Gebt 
die Bill, nach abermaliger Erwägung durch Ja und Nein, 
mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilen der in jedem Hauſe 
gegenwärtigen Mitglieder durch, ſo ſoll ſie, trotz der Einwendun⸗ 
gen des Gouverneurs, Geſetzeskraft haben. — Wird eine Bill 
vem Gouverneur nicht innert drei Tagen nach ihrer Webers 
reichung an ihn — den Sonntag nicht gerechnet — zurückgege⸗ 
ben, fo wird fie Geſetz, als hätte er die ſelhe uxterſchrieben, 
wenn nicht die Gencral⸗Verſammlung die Zurückgabe durch 
Vertagung verhindert. 
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18. Beir-jeder regelmäßigen Sitzung der General⸗Ver⸗ 
ſammlung fol den Geſetzen ein genaues Verzeichniß der Eis 
nahmen und Ausgaben der öffentlichen Gelder beigefügt und 


mit denſelben veröffentlicht werden : ie 
19. Das Hans der Reprekſentanten hat allein en 
nif in Anklagezuſtand zu verſetzen, und alle Anklagen fo 


vom Senate unterſucht und eutſchieden werden. Wenn der 

Senat zu biefem Zwecke fit, fo folen feine Mitglieder beeibigt 
werden, und Niemand kann ohne Zuſtinmung von zwei Dritte 

theilen der Anweſenden verurtheilt werden. 

20. Der Gouverneur, Staatsſekretär, Rechnungsaufſeher 
(Anditer), Schatzwelſter und die Richter der Supreme: und der 
Diſtrikts⸗Eourt find fiir jedes ungeſetzliche Verhalten in ihrem 
Amte der Anklage unterworfen; aber der Nechtsſpruch ſoll ቦዳ 

in ſolchen Fällen mir darauf beſchrünken, die Betreffenden ihres 
Amtes zu entſetzen und zur Bekleidung von Ehrenſtellen, Bers 
waltungen oder eintrügkichen Aemtern unter dieſem Staate als 
untartglach je erklären. Aber die verurtheilte oder freige⸗ 
ſprochene Partei if nichts deito weniger einer Anzeige, Unter⸗ 
Civilbeamten follen für ungeſetzliches Verhalten in ihrem Amte 
nach den Verordnungen gerichtet werden, welche die Generals 
Verſammlung beſtimmen wird. i ] 

21. Kein Senator oder Repräſentant ſoll während der Zeit 
fur welche er erwählt worden ift, in irgend ein einträglicheg Civils 
amt unter diefem Staate eingeſetzt werben, das während dieſer 
Zeit debeldet oder beffen Einkommen vergrößert worden ift, aus⸗ 
genommen felche Stelen, die bard Volkswahl befetzt werden. 

22. Keiner, der ein einträgliches Amt unter den Vereinig⸗ 
ten Staaten oder dieſem Staate, oder einer andern Macht be⸗ 
kleidet, darf in die General⸗Verſammlung gewählt werden, vor⸗ 
ausgefegt, daß die Stellen inder Bürgerwehr, für die kein Sales 
gehalt ausgeſetzt IR, oder das Amt eines Friedensrichters oder 
eint Poſtmriſters, das wicht mehr als hundert Dollars jährlich 
abwirft, nicht als eintraͤglich zu betrachten find. 

25. Kriner, der von nun an ein Einſammler (Collector) 
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oder Inhaber öffentlicher Gelder [ቡን foll weder im einen noch 
andern Hanfe der General⸗Verſammlung Sitz haben, noch zu 
einer Verwaltung oder einem einträglichen Amte unter dieſem 
Staate wählbar fein, bis daß er von allen Summen, für die 
er verantwortlich, Rechenſchaft abgelegt und ſelbe i in den Schatz 
einbezahlt hat. 
24. Es foll kein Geld aus dem Staatsſchatze genommen 
werden, außer in Folge gefeßmäßiger Geldbewilligungen. 
25. Jedes Mitglied der General⸗Verſammlung ſoll eine 
durchs Geſetz beſtimmte Vergütung für ſeine Dienſte empfangen, 
welche ihm aus dem Staatsſchatze ausbezahlt wird. Solche 
Vergütung ſoll während funfzig Tagen, vom Anfange der Sitzung 
an gerechnet, zwei Dollars per Tag nicht überſteigen, und für 
den Reſt der Sitzung nicht mehr als einen Dollar per Tag aus⸗ 
machen. Wenn ſie durch den Gouverneur zu einer Extra, 
Sitzung zuſammenberufen find, fo follen fie im gleichen Vers 
hältniß, wie in den erſten fünfzig Tagen einer regelmäßigen 
Sitzung beſoldet werden. Für je zwanzig Meilen Wegs auf 
der gewöhnlichſten Straße nach dem Verſammlungsorte und da⸗ 
von weg, erhält jeder zwei Dollars. Hiebei iſt jedoch ausbe⸗ 
dungen, daß die Mitglieder der erſten General⸗Verſammlung 
unter dieſer Conſtitution während der ganzen Sitzung zwei 
Dollars per Tag für ihre Dienſte erhalten ſollen. 
26. Jedes Geſetz ſoll nur einen Gegenſtand betreffen, der 
in der Ueberſchrift ausgedrückt iſt. 
27. Kein Geſetz der General⸗Verſammlung, das öffent⸗ 


licher Art iſt, ſoll in Kraft treten bis deſſelbe in den verſchiede⸗ 


nen Countp's in dieſem Staate durch die Bebörden bekannt ges 
macht worden iſt. Erkennt die General⸗Verſammlung die ſo⸗ 
fertige Inkrafttretung eines wichtigen Geſetzes, fo kann fie vers 
ordnen, daß daffelbe durch Veröffentlichung in den Zeitungen 
dieſes Staates in Wirkſamkeit trete. 

28. Von der General + Verſaumlung ſollen keine Ebe⸗ 
ſcheidungen bewilligt werden. 

29. Keine Lotterie ſoll von dieſem Staate gebilligt, und 


der Verkauf von Lotterieloſen ſoll nicht erlaubt werden. 


፤ 
Š 


-ጨ 14 — 


30. Die Mitglieder der General⸗Verſammlung follen, ebe 
fie in die Pflichten ihrer reſpektiven Aemter eintreten, folgenden 
Eid oder Bethenerung (Affirmatisn) ablegen: „Ich ſchwöre 
„oder bezeuge (wie der Fall ſein mag) feierlich, daß ich die 
„Conſtitution der Vereinigten Staaten und die des Staates 
„Ida aufrechtbalten will und daß ich die Pflichten eines 
„Senators (oder Repräfentanten, wie der Fall fein mag) nach 
„keinen beiten Kräften getreulich erfüllen will.“ Die Mit: 
glieder der Geueral⸗Berſammlung find hiermit ermächtigt, eins 
ander dieſen Eid oder diefe Betheuerung abzunehmen. 

31. Innert einem Jahre nach der Genehmigung dieſer 
Conſtitution, und nachher innert je zwei Jahren während acht 
Jakcen, [6፪ eine Zählung aller weißen Einwohner dieſes 
Staates gemacht werden, in der Weiſe, die ein Geſetz beſtim⸗ 
men wird. In der erſten regelmäßigen Sitzung der Generals 

* Berjammlung nach einer folden Zählung fell die Anzahl der 
Senatoren und Nepräſentanten durch ein Geſetz beſtimmt und 


zahl jugetbeilt werden; und die General verſammlung ſoll ferner 
während acht Jairen in jeder folgenden regelmäßigen Sitzung 
die Maga det Reprifentanten, und in je der zweiten regelmäßis 
gen Ding die der Senatoren in's Verhältniß bringen. Der 
Repräſentanteu ſollen wie mebe als neun und dreißig und nie 
weniger als ſeche wib zwanzig fein, bis die 269! der weißer 
Einwohner einhundert und fünf und ſceben zig Tanjend beträgt 


Kies. 
. Sa allen Walen durch die General: Berſammluug 
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foll bie Abſtünmung durch die Mitglieder mündlich geſchehen 
und protokollirt werden. 

34. Für die nächſten zehn Jahre nach der Organiſirung 
der Regierung ſoll die jährliche Beſoldung des Gouverneurs 
tauſend Dollars nicht überſteigen, die des Staatsſchreibers nicht 
fünfhundert, die des Schatzmeiſters nicht vierhundert, die des 
Auditors nicht ſechshundert, die der Richter der Supreme⸗ und 
der Diſtrikts⸗Courten nicht tauſend Dollars für jeden. 


Artikel 3. 
Vollziehende Behörde. 


1. Die höchſte vollziehende Gewalt wird einem Staats⸗ 
Oberhaupt übertragen, das Gouverneur des Staates 
Jow a“ betitelt wird. 

2. Der Gouverneur wird durch die berechtigten Wähler 
gleichzeitig und am gleichen Orte mit den Mitgliedern der 
General⸗Verſammlung erwählt, und bekleidet ſein Amt vier 


Jahre von feiner Einſetzung an, und bis fein Nachfolger gehörig 


befähigt iſt. 

3. Keiner kann zum Gouverneur erwählt werden, der nicht 
Vereinigten Staaten Bürger ift, und unmittelbar vor der Wahl 
ſich nicht zwei Jahre lang in dieſem Staate aufgehalten und 
fein dreißigſtes Lebensjahr vollendet hat. 

4. Die Berichte jeder Wahl eines Gouverneurs ſollen 
verſiegelt nach dem Regierungsſitze geſandt und an den Sprecher 
des Repräſentantenhanſes gerichtet werden. Dieſer ſoll wühs 
rend der erſten Woche der Sitzung in Gegenwart beider Häuſer 
dieſelben öffnen und bekannt machen. Derjenige, welcher die 
höchſte Stimmenzahl hat, it Gouverneur. Falls aber zwei 
oder mehrere die gleiche hoͤchſte Stimmenzahl haben, fo foll die 
General⸗Verſammlung durch gemeinſchaftliche Abſtimmung 


einen ans dieſen erwählen; dee auf ſolche Weiſe die höchſte | 


Stimmenzabl erhält, wird Gouverneur. 


5. Der Geuvernewr ift sberfer Befehlshaber der Bürgers . 


wehr, Armee und Secmacht dieſes Staates. 


„ „ e ክሬ 
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6. Er ſoll alle vollziehenden Geſchäfte mit den Regie⸗ 
rungsbeamten, ſowohl Civil als Militär, verrichten, und kann 
von den Beamten der vollziehenden Behörde über jeden in ihr 
Fach einfchlagenden Gegenſtand ſchriftliche Erörterungen und 
Benachrichtigungen einfordern, ` 

7. Er hat darauf zu achten, daß die Geſetze getreulich 
vollzogen werden. l ንበል 

8. Tritt in irgend einem Amte eine Erledigung ein, und 
ift für deffen Wieder beſetzting weder in der Conſtitution noch durth 
Geſetze fürgeſorgt, fo hat der Gouverneur die Befugniß, fold 
erledigtes Amt durch Ernennung zu beſetzen, die jedoch 
mit dem Ende der nächſten Sitzung der General⸗Verſammlung 
oder mit der nächſten Volkswahl abläuft. 

9. Er kann in außerordentlichen Fällen durch Proklama⸗ 
tion die Geueral⸗Verſammlung zuſammen berufen, und foll ihr, 
wenn ſie verſammelt iſt, den Zweck dieſer Einberufung erörtern. 

10. Bei jeder Sitzung ſoll er der General⸗Verſammlung 
über die Zuſtände des Staates durch Botſchaft Mittheilungen 
machen und ſolche Maßregeln anempfehlen, die er für zweck⸗ 
dienlich hält. z 

11. Können fidh) die beiden Häufer über die Zeit ihrer 
Vertagung nicht vereinigen, fo hat der Gouverneur Gewalt, 
die General⸗Verſammlung auf eine ihm geeignet ſcheinende 
Zeit zu vertagen, jedoch nicht über die Zeit hinaus, die für den 


+ Bufammentritt der nächſten General⸗Verſammlung feſtgeſetzt ift. 


12. Keiner kann die Gouverneursſtelle einnehmen, wäh⸗ 
rend er irgend ein anderes Amt unter der Regierung der Ver⸗ 
einigten Staaten eder dieſes Staates verſſeht, ansgenommen in 
ſolchen Füllen, dir hierin nachher beſonders ausbedungen find. 

13. Der Gouverneur hat die Gewalt, Strafen nach der 
Ueberführung zu mildern, und Friſt oder. Begnadigung zu ge⸗ 
5 doch nicht im Anklagezuſtande vor der General⸗Ver⸗ 


14. Der Gouverneur All zu feſtgeſetzten Zeiten für feine 
Dienſte eine Vergütung erhalten, die während der Zeit, für die 
er erwählt worden, weder verwehrt noch vermindert werden darf 
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15. Es ſoll ein Staatsſiegel beſtehen, das vom Gouver⸗ 
neur verwahrt und amtlich geführt, und das Großſiegel des 
Staates Jowa benannt wird. 

16. Alle Verwilligungen und Beſtaflungen ſollen im Namen 
und unter der Obergewalt des Volkes von Jowa ertheilt, mit 
dem Großſiegel dieſes Staates verfehen, vom Gouverneur 
unterſchrieben und vom . gegenunterzeichnet 
werden. 

17. Ein Staatsſchreiber, ein Kufjeher ber öffentlichen 
Rechnungen (Auditor) und ein Schatzmeiſter, die jeder zwei 
Jahre in ihren Aemtern verbleiben, foken durch die berechtigten 
Wähler erwählt werden. Der Siaatsſchreiber g ein wohl⸗ 
geordnetes Verzeichniß. = 2 wea it An ungen 
neurs zu uhren, und. በይ 

ingelnbeiten, 


ር አ አ und alle andern 1 ስ erfüllen, die 
ihm durch das Geſetz zugetheilt werden. 

18. Im Falle. des Anklagezuſtandes des Gouverneurs 
ober deſſen Entfernung aus dem Amte, Tod, Abdankung oder 
Abweſeuheit vom Staate, follen die Beſugniſſe und Pflichten 
ſeines Amtes auf den Staatsſekretär übergehen, bis ſolche 
Amtsunfähigkeit entweder aufhört oder die Stelle wieder be⸗ 
ſetzt iR... . 

19, Wenn während ber Erledigung der መ ናም 
der Staatejekretär angeflagt oder abgefekt wird, abdankt, ſtirbt. 
oder vom Staate abweſend iff, fo gehen die Beſugniſſe und 
Pflichten der Gouverneursſtelle auf den Präſſdenten des Senate 
uber; und folte durch Anklage, Tod, Abdankung oder Entßer⸗ 
nung des Senatspräſſdenten eine Erledigung eintreten, fo foll 
der Sprecher Nepräſentautenhauſes als Goxternent 


handeln, bis die Stelle wieder beſetzt ift, 
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„Artitel 6. oe i A 5 
ነ ንንን Behörden 


1. Die rise che Gewalt Wird inent vberſten Serie 

ofe (SupcemesSourt), Diſtriktsgerichten und: folchen ፡ unter 
AA Gerichtshöfen übertragen, alg bie General- ን 
lung von Zeit zu Zeit renden mag. 

2. Die Cupreme-Gekrt beſtehtt aus einem Oberrichter 
und guet Gehulfem z. zwei won dieſen dreien · bilden ein er 
5 zu hülfen. 

Dir Kichter der “ Supreme bir werden durch! ብረሪ | 
fhaide Abſtimmung beider Häuſer ver a jaim- 
lung erwählt, haiten ihre Gi 5775 01 der Zeit und at 


dem Orte, wie he Asien hien Weſſung gibt, 
re ከከከ 15 ‘te 1 ei: 


und verfehen iht Amt 
nannt und Ade መኪ ähtend. ihre 
Amtsbaner zu Lale ae. Die Supreme⸗ 


Court ban karin ተጃ መ elite üppektirende Gerichtsbar⸗ 
keit gebrauchen. Sie Bildet einen Gerichtshof zur⸗Verbeſſerung 
der Irriingen in der Geſetzanwendung witter ſolchen chrän⸗ 
kungen, welche von der General⸗Berſamintung Kurch 
vorgeſchrieben werden mögen. Die Eupreme⸗Court hat Boks 
acht alle Befehle an Piapregetn im ertheilen, die zur Erlan 
des Redes betheiligter Partei. ዘርፎ፥ቹ ከ2 fian, ünd 
er e ዕጠ untergeordneten Gerichte. Die 
der Supreme ⸗Court. ſollen a EBENE. int, 
garen Stuate fein: : 

4. Die Diſtrikt⸗Eourk beſteht aus einem Richter, der 
durch die berechtigten ከ እታ 5 Din, 8 er. 
wobnt, an Townſhip⸗Wahlen erwählt wird, und ſein Amt 
während fünf Jahren hält, bis ſein Nachfolger gehörig er⸗ 
wählt und befähigt iſt; Serietoe (6 während feiner Amts⸗ 


ቃድ 
wer 


› 
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dauer zu keinem andern Amte wählbar. Die Diſtrikt⸗ Court 
fol ein Gericht des Geſetzes und. der Unparteilichkeit fein, 
und dehnt ihre Gerichtsbarkeit über alle Civil- und Kriminal⸗ 
Angelegenheiten ihres. Diſtrikts aus, nach der Weiße, die 
das Geſetz verordnet. Die. Diſtriktsrichter ſollen ein Jeder 
in feinem Bezirke Bewahrer' des Friedens fein. Die erſte 
Sitzung der General⸗Verſammlung ſoll den Staat in vier 
Diſtrikte theilen, deren Anzahl; nach Bedurfniß vermehrt 
werden Fann. 

5. Die befugten Wähler eines jeden County folen 
an der allgemeinen Wahl einen öffentlichen Ankläger und 
einen Schreiber der Diſtrikt⸗Court erwählen welche darin 
wohnen und ihre Aemker während. des Zeitraum von zwei 
Jahren verſehen, und. bis ihre Nachfolger erwählt ከ einge: 
jet ſind. 

6. Der Eingang jeder Rechtsakte 8፪: lau. „Der 
Staat Sowa”, und alle gerichtlichen Verfalgungen ſollen 
im Namen und unter der EI beffetbex geführt werden. 


Artikel 1. 


Bürgerwehr. , 


7 * 


1. Die Bürgerwehr des Staates beſteht aus alen 
körperlich da zu fähigen weißen Bürgern von achtzehn bis 


funfundvierzig Jahren, außer denen, welche durch die Geſetze 


der Vereinigten Staaten oder dieſes Staates davon aus⸗ 


genommen find oder werden; fie በ፻ nach der Weiſe bewaffnet, 


ausgeruſtet und eingeuͤbt werden, welche die General⸗Ver⸗ 
ſammlung in Geſetzen anordnet. 

„2. Der⸗ oder diejenigen, welche fi fü ch ein Geuiſſen daraus 
machen Waffen zu tragen, follen in Friedenszeiten nicht 
gezwungen werden Bürgerwehrdienſte zu thun, mit der Ver⸗ 
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mahraug, daß Solcher er ‚Solche für diefe ዊ bis 
Gebühren, wie audere Bürger, entrichten. ne 

3. Alle Offigiere der Bürgerwehr (Stabs⸗Offiziere am 
genommen) werden von den Burgerwehrpfichlgen AR 
und vom Genverneur beſtätigt. oe 


= * 3 
1. Ain “> s * f ት + 
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የ ር 8684 8. ፈሪው au 8 4. 
Stadtfchulden⸗ 


pr pecat Berfainmlutg fell auf keinerlei wit 
299118 oder Hchulden machen und Verbindliche 
hen, die einzein ode oder insgeſammt mit allen #4 
re Schulden und Berbindfihteten die Sumnie von 
bunderttauſend A aa überſteigen, außer in Kriegszetten, 
um Juvaſſon ober g zu 
wenn ገሎ nicht dich eit መብቴ ermächtigt wird, das eine 
einzelnen Gegenſtand oder ein einzelnes Werk betrifft, und 
das dieſen Gegenſtand oder dieſes Werk genau bezeichnet. 
Solch ein Geſetz ſoll Mittel und Wege, ausſchließlich der 
Anleihen, an die Hand geben, womit und wie die Intereſſen 
einer ſolchen Schuld oder Verbindlichkeit, fo wie innerhalb 
von zwanzig Jahren, nach Contrahirung derſelben, das 
Kapital abgetragen und bezahlt werden gs amd das 
ር yah ferner, እናን ጋስ] ማኝ 15 ye Kapital und 
bezahlt „ Es ſoll aber ferner. 
ki የች Geſetz ከሁ ዘ haben, bis es dem 896 rity 
gelegt uud. an einer all 0 Wahl die Mehrheit. £ 
abgegebenen Stiamen ; und alles, Geld, das 5 
Folge eines ſolchen Ge en w ከኒ fol einzig und, 
ህረ zu dem in diefe Geſetze bezeichneten Gegenſtande und 
entſtandenen Schuld verwendtt 
a Eeid HON földes Geſetz durch den ganzen. 
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ቀ ም 51 መ 
Staat in ren Judicial⸗Diſtrikte in wenigſtens einer Zeitung, 
wenn ſolche darin herauskommen, während drei Monaten 
vor dem Tage bekannt gemacht werden, an dem es dem Volke 
zum Entſcheid vorgelegt wird. 


Artikel 9. 


Inkorporationen. 


1. Keine Korporation ſoll von nun an mit dem Bees 
rechte gebildet, erneuert oder erweitert werden Pfandbriefe, 
Wechſel, Beſcheinigungen, Verſchroibungen oder fonfige 
Papiere, oder die Papiere irgend einer Bant als Geld in 
den Umlauf zu ſetzen. Die Geueral⸗Verſammlung ſoll durch 
Geſetze jedem Einzelnen ſowohl als Verbindungen, Kompagnien 
oder Korporationen verbieten, die Rechte der Banken aus⸗ 
anba oder Papiere zu verfaſſen, die als Geld zirkuliren 
ſollen. 

2. Nur Korporationen zu politiſchen oder ſtadtrecht⸗ 
lichen Zwecken dürfen unter Spezial⸗Geſetzen gebildet werden; 
aber die General⸗Verſammlung ſoll durch allgemeine Geſetze 
für die Bildung aller andern Korporationen Vorſorge treffen, 
mit Ausſchluß der Korporationen mit Bankvorrechten, deren 
Bildung gänzlich verboten iſt. Aktionäre ſollen den Ver⸗ 
bindlichkeiten und Beſchränkungen unterliegen, die das Geſetz 
beſtimmen wird. Der Staat ſoll ſich nie, weder direkt noch. 
indirekt, in irgend einer Korporation als Aktionär betheiligen. 


` \ 


Artikel 10. 
Erziehungsweſen und Schul⸗ Ländereien. 


1. Die General⸗Berſammkung fol fur die Erwählung. 
eines Oberaufſehers (Superintendent) des Sfents * 


2 
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177. 2፡)፡፡.፡5..ኽ8ቹ፡ፈጐፍ diefer ቴመ ein fein Amt drei Sabfe, 


ዝዝ oe he Pflichten ae ከ dureh Se ‚pörgefchelehen, a 


“ም 


er erhätt elür Berhnknüg, wie fie ihm dr t General Bevfatims | 


lung zuerkennen mag. 

2. Die General⸗Verſammlung ſoll durch alle paſſenden 
Mittel den geiſtigen, wiſſenſchaſtlichen, moralischen und 
landwirthſchaftlichen Fokkſcheink födern und ermuntern. 5 
Der Reinertrag aller öffentlichen ‚Ländereien, die von den 
Vereinigten Staaten dieſem! Stacte zum Unterhalt ven 
Elementarſchulen geſchenkt worden find oder noch gejchenft 
werden, ſamint den fänfmalhrinderttanſend Adeti, die durch 
ein Fe Sabre 284 oiif Congreſſe krläſſenes Geſetz, das 
den Ering alter zffenelichen Läubereſen ünter die verſchiehr⸗ 
nen Statten vertheilt; delt ee kügetheilt wurden; 
ferier Alles „ forbit, ከ5 wider ናብ 
ፍድ ዘ Erben ሚች bebe በሙ ‚fe bie Prozente; 
die vom “ድ ከተ ae Lündvreien an dieſem St ው i 
durch den Eöngkecz ቅመ Werben folen für imm 
unveräußerlichen Fond bilden, deſſen Intereſſen canna allen 
3፡8 uu ‘Cidverctia ind den andern Hilfsmitteln, 
die bo der Wenerul⸗Verſammrung bezeichnet werden, ein 
und allein zunt Unterhalt öffentlicher Elemeifarſchulen vets 
Y babet werden ſoken. i 

5. Dir! e See u ſoll ein folcies Syiiem 
= ge Schalen. l nach welchem in 
ec chi tonate im Jahre cine 
ea Nhe ቋሕ “Sherine würd Jeder Schuldiſtrikt, 
der es ቀይ አ" eine Eckule zu "halten eder zu unters 


ſtutzen, kann während dieſer Vernachläſſt ſigung von ſeinem 


Antbeil an den Sutereflen, des Schulfondes ausgeſchloſſen 
werden. 

„4, Das Geld, welches von den Betreffenden als Bifes 
5 geld von Militärdienſten bezahlt wo, ſo wie aller 186 
ſchuß won den in den verſchiedenen County's für Uebertretung 
i van Strafgeſezen erhabenen Bußen [58 in den verſchiede⸗ 


+ 


ኡሪ 


ne 93 en: 


nen 668887, in welchen das Geld entrichtet oder die Bußen 
eingetrieben wurden, nach der Volkszahl in die verſchiedenen 
Schuldiſtrikte vertheilt werden, und zum Unterhalt von Volks⸗ 
ſchulen oder zur Gründung von Bibliotheken verwendet wer⸗ 
den, wie die General⸗Verſammlung von Zeit zu Zeit durch 
Geſetze verfügen wird. 

5. Die General⸗Verſammlung ſoll geeignete Maßregeln 
zum Schutze, zur Verbeſſerung oder anderweitigen Verwen⸗ 
dung ſolcher Ländereien ergreifen, die von den Vereinigten 
Staaten oder von Privaten dieſem Staate zum Beſten einer 
Univerſität geſchenkt oder vorbehalten ſind, eder ſpäter noch 
werden; und alle Gelder, die fidh aus dem Verkauf oder 
den Intereſſen ſolcher Ländereien oder andern Quellen zu 
letztgenannten Zwecken ergeben, ſollen einen permanenten 
Fond bilden, deffen Intereſſen zum Unterhalt beſagter Uni- 
verſitat verwendet werden, mit folthen Nebenzweigen, wie 
es zur Beforderung der Literatar, der Kunſte und Wijen- 
ſchaften unter der Geſammtheit dienlich und in den Be⸗ 
dingungen einer ſolchen Schenkung vorgeſchrieben iſt. — 
Es 16 die Pflicht der General⸗Verſammlung, fo bald als 
möglich wirkſame Vorkehrungen zu treffen, um die Hilfs⸗ 
quellen ſolcher Univerſität zu vermehren und dauernd zu ſichern. 


Artikel 11. 


Amendemente zur Conſtitution. 


Sollte es die General⸗Verſammlung je nithig finden, dieſe 
Couſtitution zu revidiren oder zu ergänzen, fo ſoll fie durch 
cut Geſetz fur eine Abſtimmung ſorgen, die bei der nächſten 
Wabl der Mitglieder in die General⸗Verſammlung fur oder 
wider eine Convention gemacht werden ſoll. Falls die 
Mehrbeit des Volkes für eine Convention ſtimmt, ſo ſoll die 
beſagte Genueral⸗Verſammlung die Erwäblung von Delegaten 
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fernerhin vevſehen, bis fle unter diefer Conſtitution zn 
andere erſetzt ſind. ; . | 
6. Zu der Zeit, die der Gouverneur des Lerritoring 
durch eine Proklamation bekannt machen wird, innert 
dreier Monate nach Annahme der Conſtitution, fol die ez 
allgemeine Wähl zur Erwählung des Gouverneurs, zu 
Repräſentanten in den Congreß der Vereinigten Stam 
(wenn nicht der Congreß die Erwählung eines ። 
präſentanten brſtimmt), der Mitglieder in „die Genen 
Verſammiung, des Auditors, des Schatzmoiſters und u 
Staatsſebretärs vorgenommen werben. Dieſe Wahl folks 
Uebereinſtimmung mit den beſtehenden SGeſetzen des Tem 


e 


- toriums durchgefuhrt werden, und Beſagte, als: Genvernm 


Repräſentanten in den Congreß der Vereinigten Staal. 
Auditor, Schatzmeiſter und Staatsſekretär an ſolcher Mn 
gebuhrend erwählt, folen in der Erfüllung ihrer Amtspf 

fortfahren, fo lange diefe Conſtitution es vorſchreibt und 

ihre Nachfolger erwählt und befähigt ſind. Die un 
ſollen in Uebereinſtimmung mit den beſtehenden Geſetzen ሀክ 
Territoriums gemacht werden. 7% 


7. Bis zur erſten Volkszählung in dieſem Staate, m 
m dieſer Conſtitution vorgeſchrieben, foll folgendes Verhälln 

fur die Mitglieder in der General⸗Verſammlung gelten: 

Lee Goumty ፻፪ zu zwei Senatoren und fünf Neprüftt 
tanten berechtigt; i * 

Van Buren Ceunty ift zu zwei Senatoren und vier ፳» 
präſentanten berechtigt; ፡፡ 

Davis und Appancufe County mit einander zu eing 
Senator und einem Repräſentanten; ነ f ዞ 

Wapello und Monroe County zuſammen einen Seyot 
ren und jedes einen Repräſentanten; በየ 

Marion, Polk, Dallas und Jasper County ufaut 
emen Senatoren und zwei Repräſentanten; የረ 
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Des Moines County zwei Senatoren und vier Reprö⸗ 
ſentanten; 

Henry County emen Senatore und drei Repräſen⸗ 
tanten; | : ፡ 

Jefferſon County einen Senator und drei Nepräſen⸗ 
tantenz 
Louiſa und Washington County einen Senatoren zu⸗ 
jammen und jedes einen Repräſentanten; 
Keokuk und Mahaska Counth einen Senatoren zufammen 
und jedes einen Repraͤſentanten; è 
Muscatine, Johnſon und Sowa County 1 einen 
Senatoren und einen Repräſentanten; Muscatine einen Re⸗ 
präſentanten, und Johnſon und Jowa County zuſammen einen 
Repraſentanten; 
Scett und Clinton County zuſammen einen Senatoren 
und jedes einen Neprafentanter ን 
Cedar, Linn und Benton County zuſammen einen Sena⸗ 
teron; Cedar County einen Repraäſentanten, und Linn und 
Benton € County zuſammen einen Repräſentanten; 
Jackſon und Jones County einen Senatoren und zwei 
Repräſentanten; 
Dubuque, Delaware, Clayton, Fayette, Buchanan und 
Bläckkhawk County zuſammen zwei Senatoren und zwer Nez 
präſentanten. 
Und jeder Landſtrich, der irgend einem Connty wegen 
Gerichtsbarkeit zugetheilt ijt, fell für die Wahlen als Theil 
des betreffenden County betrachtet werden, es ſei denn, daß 
anders verordnet werde. 
8. Der erſte Zuſammentritt der General⸗Verſnmlung 
unter dieſer Conſtitution findet innerhalb von vier Monaten, 
nach deren Annahme durch das Volk, zu Jowa⸗City, Selnien 
County, zu der Zeit Statt, die der Gouverneur des Territo⸗ 
rums in einer Vekanntmachung fetzſetzt. Der Regierungefis 
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፡ 
foll in Jowa⸗Eity verbleiben, bis er r durch ein Geſetz unn; 
wobin verlegt wird. 

Alſo geſcheben in der Convention zu Jowa⸗City ነ. 


achtzehnten Mai im Jahre des Herrn achtzehnhundert 


und vierzig und im ſiebenzigſten Jahre der Unabhänget 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
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